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Rauswurf vonMarken
lässt Konsumenten kalt
Detailhandel WennCoop oderMi­
gros Produkte von Nestlé oder
Mars aus dem Sortiment strei­
chen, stört das die Konsumenten
wenig.Das zeigt eineAnalyse der
Beratungsfirma Oliver Wyman,
wie die «SonntagsZeitung»
schreibt. Über der Hälfte aller
Kunden ist es demnach egal,
wenn imRegal einzelneMarken­
produkte fehlen. Drei von vier
Konsumenten bemerken die
Lücken gar nicht. (red)

Kreuzfahrtschiffe
belasten Umwelt stark
Tourismus Der weltweit führen­
de Anbieter von Kreuzfahrten,
Carnival, ist der grösste euro­
päische Umweltsünder. Dies
ist einer Studie des Brüsseler
Thinktanks Transport & En­
vironment zu entnehmen,
schreibt die «SonntagsZeitung».
Die 47 Luxusliner von Carnival
samt Unternehmenstöchtern
stiessen im Untersuchungszeit­
raum mit rund 30 Kilotonnen
zehnmal mehr Schadstoffe aus
als alle 260 Millionen europäi­
schen Autos zusammengenom­
men. (red)

Neues Stromflugzeug
kommt bald
Luftfahrt In der Schweiz steht ein
neues Stromflugzeug vor der
Einführung. Das elektrisch an­
getriebene Flugzeug des Schwei­
zer Luftfahrtpioniers André
Borschberg soll bald in Produk­
tion gehen, schreibt die «Sonn­
tagsZeitung». Am kommenden
Freitag will der Solar-Impulse-
Pilot das TrainingsflugzeugH55
mit Elektroantrieb amFlughafen
Sitten präsentieren: eine zwei­
plätzige Maschine, die künftig
bei Flugschulen zum Einsatz
kommen soll. (sda)

China sieht sich auf
Streit gut vorbereitet
Handelsstreit China demonstriert
Durchhaltebereitschaft im Han­
delskonflikt mit den USA. «Chi­
na wird keine Angst vor
Drohungen oder dem Druck der
Vereinigten Staaten haben, die
die wirtschaftlichen und han­
delspolitischen Spannungen
noch verschärfen könnten»,
heisst es in einem am Sonntag
veröffentlichten Leitartikel in der
Zeitschrift «Qiushi» derKommu­
nistischen Partei. (sda)

Nachrichten

Mobilfunk Der Telecomanbieter
Swisscom ist trotzWiderständen
in der Politik beimAufbau seines
5G-Mobilfunknetzes vorange­
kommen. Laut Swisscom-Kon­
zernchef Urs Schaeppi installier­
te das Unternehmen bereits über
100 entsprechende Antennen in
58 Ortschaften. Das erklärte Ziel
der Swisscom ist es, bis Ende Jahr
90 Prozent der Bevölkerung mit
dem neuen Mobilfunkstandard
5G zu versorgen. «Wir sind
eigentlich auf Kurs. Aber durch
die angekündigten Moratorien
tun wir uns im Moment sehr
schwermit der Standortsuche für
Antennen», sagte Schaeppi in
einem Interview mit der «NZZ
amSonntag». Es kommedeshalb
zuVerzögerungen beimNeubau
oder beim Umbau alter Anten­
nen. (sda)

Swisscom baute
bereits über 100
5G-Antennen

Die Delegiertenversammlung ist
das höchste Gremium der Raiff­
eisen. In der Vergangenheit ha­
ben die Delegierten der regiona­
len Genossenschaftenwegen der
Affäre Vincenz den Bankchefs
immer wieder Druck gemacht.
An der diesjährigen Versamm­
lung zeigten sie noch einmal
ihren Unmut und lehnten den
Vergütungsbericht für das ver­
gangene Geschäftsjahr ab.

Der Raiffeisen-Verwaltungs­
rat erhielt 2018 eine Gesamtent­
schädigung von 2,71 Millionen
Franken, 5,7 Prozentmehr als im
Vorjahr. Bei derGeschäftsleitung

gingen die Bezüge zurück. Sie er­
hielt eine Gesamtentschädigung
von 7,32 Millionen Franken, fast
4 Millionen Frankenweniger als
im Vorjahr. Rechtlich bindend
war die Abstimmung nicht. Dar­
um ging es den Delegierten aber
auch nicht. Kurt Sidler ist Vorsit­
zender derRaiffeisen-Verbands­
präsidenten und leitet eine
Arbeitsgruppe, die die Bank re­
formieren soll. Erwar an derDe­
legiertenversammlung dabei und
sagt: «Man hat gemerkt, dass vie­
le Delegierte verärgertwaren,vor
allem über die Bezüge des alten
Verwaltungsrats. Deshalb hat

man noch einmal ein Zeichen
setzen wollen.» Damit sei nun
aber auch ein Schlussstrich unter
die Affäre gezogen worden, sagt
Sidler. Nicht zur Abstimmung
kam amSamstag die Entlastung
des Verwaltungsrats und derGe­
schäftsleitung für das vergange­
ne Jahr.

Vertrauen der Delegierten
Im vergangenen Jahr amtete Jo­
hannes Rüegg-Stürm alsVerwal­
tungsratspräsident, ehe er ad in­
terim durch Pascal Gantenbein
ersetzt wurde. Rüegg-Stürm
wurde die Affäre Vincenz zum

Verhängnis. Letzterem droht
eine Strafklagewegen ungetreu­
erGeschäftsbesorgung.Der neue
Verwaltungsrat unter Präsident
Guy Lachappelle geniesse nun
aber dasVertrauen derDelegier­
ten, sagt Sidler weiter.

Die Raiffeisenbank hat beim
Lohn der Chefs bereits reagiert
und einen neuenVergütungsrah­
men vorgestellt. Dieser wurde
genehmigt, schreibt die Bank.
Bereits aufAnfang Jahr hat Raiff­
eisen die Vergütungspraxis für
den Verwaltungsrat angepasst.
Sitzungsgelder und Spesenwur­
den abgeschafft. Auf den 1. Juli

tritt nun auch für die Geschäfts­
leitung derBank ein neues Lohn­
regime in Kraft. Deren Mitglie­
der sollen brutto weniger als
1 Million Franken pro Jahr ver­
dienen. Ausgenommen von die­
ser Regelung ist Raiffeisen-Chef
Heinz Huber. Er erhält maximal
1,5 Millionen Franken. Sein Vor­
gänger, Patrick Gisel, dervergan­
genes Jahr die Bank nach dem
Bekanntwerden einerBeziehung
mit einer Verwaltungsrätin ver­
liess, erhielt 2017 rund 1,8Millio­
nen Franken netto.

Philipp Felber-Eisele

Raiffeisen-Delegierte setzen ein vorerst letztes Zeichen
Affäre Vincenz Genossenschafter lehnen den Vergütungsbericht ab.

Iwan Städler

Für diemeisten Schweizerinnen
und Schweizer ist es immernoch
selbstverständlich, ihre Post von
Montag bis Samstag nach Hau­
se geliefert zu bekommen. Doch
die Zahl der Ausnahmen nimmt
zu: Immer mehr abgelegene
Siedlungenwerden von der Post
abgehängt.

Ende 2014waren es noch 897
Häuser, bei welchen Briefe und
Pakete nicht mehr regulär zuge­
stellt wurden. Seither hat die
Zahl Jahr für Jahr um jeweils über
12 Prozent zugenommen.Dieser
Anstieg habe sich auch 2018 fort­
gesetzt, weiss Andreas Herren,
Sprecher der Postregulationsbe­
hörde Postcom.Wie viele Häuser
es Ende Dezember waren, wird
die Postcom heute Montag be­
kannt geben,wenn sie ihren Jah­
resbericht vorstellt. Es dürften
gegen 1500 sein.

Dies entspricht – landesweit
betrachtet – knapp 1 Promille al­
ler Häuser. Betroffen ist also nur
eine kleineMinderheit. Doch auf
demLand geht dieAngst um,ver­
mehrt abgehängt zuwerden.Ent­
sprechend regt sich politischer
Widerstand–von links bis rechts.
Sowohl derNational- als auch der
Ständerat haben zwei gleich lau­
tende Motionen von Raymond
Clottu (SVP) und Jacques-André
Maire (SP) angenommen,welche
die Post stoppenmöchten. IhrTi­
tel: «Postsendungen sollen allen
zugestellt werden!»

Dieswarvor zwei Jahren. Seit­
her hat der Bundesrat wenig
unternommen, um die Vorstös­
se umzusetzen. Obwohl Motio­
nen verbindliche Aufträge sind,
hat er bislang nicht einmal Vor­
schläge in die Vernehmlassung
geschickt. Er scheint das Prob­
lem für deutlichweniger akut zu
erachten als das Parlament. Beim
zuständigen Bundesamt für
Kommunikation heisst es nur:
«Das Dossier verzögert sich, da
weitereAbklärungen nötig sind.»
Mehr gebe es nicht zu sagen.

Es trifft Streusiedlungen
und Strassendörfer
Noch in diesem Jahrwill sich der
Bundesrat aber vernehmen las­
sen. Auf seine Vorschläge darf
man gespannt sein.Hat doch die
inzwischen zurückgetretene
Postministerin Doris Leuthard
(CVP) im Nationalrat noch ge­
sagt, die beiden Motionen seien
«nicht umsetzbar und schon gar

nicht finanzierbar». Jetzt obliegt
es Simonetta Sommaruga (SP),
das offenbar Unmögliche mög­
lich zu machen.

Heute räumt der Bund der
Post einen relativ grossen Er­
messensspielraum ein. Siemuss
eine Siedlung nur dann bedie­
nen, wenn auf 1 Hektare
(100 × 100 Meter) mindestens
fünf ganzjährig bewohnte Häu­
ser stehen. Auch Haushalte, die
maximal zweiMinuten von einer
solchen Siedlung entfernt liegen,
haben gemäss Postverordnung
ein Recht auf Hauszustellung.
Sind allerdings die Strassenver­
hältnisse schlecht oder besteht

für die Briefträger eine Gefahr
beim Zustellen, kann die Post
trotzdem darauf verzichten.

NachAnsicht der Postcom ge­
nügen diese Regeln nicht. Bei so­
genannten Strassendörfern –
alsoOrtschaften, die sich entlang
einer Strasse ziehen – sei die Zu­
stellpflicht schnell nicht mehr
gegeben.Auch bei Streusiedlun­
gen in Regionen wie Appenzell,
Toggenburg und Jura könne die
Post die Hauszustellung reduzie­
ren, ohne gegen die Verordnung
zu verstossen.

Die Aufsichtsbehörde warnt
schon seit längeremvor den Fol­
gen.Die Post stehe unterKosten­
druck. Wenn das Sparpotenzial
bei den Poststellen ausgeschöpft
sei, könne die Hauszustellung
noch stärker ins Visier geraten.
Die Bewohner abgelegener Ge­
genden seien aber auf die Post
angewiesen.Durch den Internet­
handel sei das Zustellen von Pa­
keten wichtiger geworden.

Die Post selbst nimmt für sich
in Anspruch, sie gehe «sehr um­
sichtigmit demThemaum».Man

nutze den gesetzlichen Spiel­
raum beiweitem nicht aus. «Wir
könnten viel mehr Häuser mei­
den – tun dies jedoch nicht», sagt
Post-Sprecher François Furer.
Stattdessen habeman die Praxis
angepasst. Nach Annahme der
Motionen durchs Parlament
habe man postintern beschlos­
sen, einvernehmliche Lösungen
zu suchen. «Im Zweifelsfall ent­
scheiden wir eher für als gegen
unsere Kunden», so Furer.

Wehrt sich der Kunde, gebe
man nach, sagt die Post
Will heissen: Die Post fährt zwar
weiter mit dem Überprüfen, wo
sie noch zustellen muss und wo
nicht. Wehren sich die Kunden,
gibt sie aber in der Regel nach.
Wohl auch, um den politischen
Druck zu mildern. Dies gilt aber
nicht für alle Fälle. So kommt es
weiterhin zu Streitigkeiten, bei
welchen die Postcom entschei­
den muss. Deren Zahl sei aber
gesunken, so Sprecher Herren.

Oft hilft das Anbieten einer
sogenannten Ersatzlösung durch

die Post.Man einigt sich etwa auf
einen weniger abgelegenen Zu­
stellort oder vereinbart, Briefe
und Pakete nur noch zweimal
pro Woche zuzustellen. Gerne
würde die Postcom bei solchen
Lösungen mitreden. Doch das
heutige Gesetz sieht dies nicht
vor,weshalb das Bundesverwal­
tungsgericht eine solche Einmi­
schung untersagt hat.

Der Bundesrat hätte es in der
Hand, dies zu ändern, indem er
für eine rechtliche Grundlage
sorgt. Aber er lässt sich fürs An­
passen der Regeln Zeit. Zu viel
Zeit, findet der Berner SVP-Na­
tionalrat Erich von Siebenthal. Er
hat eine Art Durchsetzungsmo­
tion eingereicht. «Es macht den
Anschein, als sei der Bundesrat
nicht bereit, den Parlamentswil­
len umzusetzen», rügt von Sie­
benthal und verlangt Änderun­
gen auf Gesetzesstufe, sodass
Haushalte in Randregionen
«nicht mehr vom Service public
abgeschnitten werden». Der
Bundesrat beantragt demParla­
ment, die Motion abzulehnen.

Der Briefträger fällt immer öfter aus
Hauszustellung Jahr für Jahr nimmt die Zahl der Häuser zu, die von der Post nicht mehr regulär bedient werden.
Demwill das Parlament entgegenhalten. Doch der Bundesrat lässt sich Zeit.

Die Hauszustellung von Paketen und Briefen an abgelegenen Orten kommt zunehmend unter Druck. Foto: Christian Beutler (Keystone)

«Wir könnten
viel mehr Häuser
meiden – tun dies
jedoch nicht.»

François Furer
Post-Sprecher


